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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 662/03

5 Sa 88/03
Landesarbeitsgericht
Nurnberg

Im Namen des Volkes!

Verkundet am
18. Januar 2005

URTEIL

Kaufhold, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklagerin,

pp.

Klager, Berufungskldger und Revisionsbeklagter,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhandlung
vom 18. Januar 2005 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer und Breinlinger sowie
die ehrenamtlichen Richter Dr. Rédder und Heuser fur Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landes-

arbeitsgerichts Nurnberg vom 20. November 2003 -5 Sa
88/03 - aufgehoben.

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

1zInyPsad HYIN JF B/ §§ Yoru Yuequaje( S[e purs SUN[UIUIESS[12)1) I9p [T, YONY STOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-2- 3 AZR 662/03

2. Die Berufung des Klagers gegen das Urteil des Arbeitsge-
richts Wirzburg vom 11. Dezember 2002 - 7 Ca 1340/02 -
wird zuriickgewiesen.

3. Der Klager hat die Kosten der Berufung und der Revision zu
tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Frage, ob die Beklagte bei der Berechnung des
betrieblichen Ruhegehaltes eine dem Beamtenrecht zu entnehmende Kappungsgrenze

iHv. 10,8 % beachten muss.

Der am 1. Oktober 1941 geborene Klager war seit dem 1. Marz 1970 bei der
Beklagten und ihren Rechtsvorgdngern beschaftigt. Seit dem 1. Oktober 1971 gilt fur

ihn folgende vertragliche Versorgungszusage:

,Bezlglich der Altersversorgung gelten die Bestimmungen Gber
die betriebliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung fur die
Angestellten des TUV Bayern (siehe Beilage), die einen we-
sentlichen Teil des Dienstvertrages darstellen.

Das Arbeitsverhiltnis endet automatisch mit Erreichen des
65. Lebensjahres.*

Im maRgeblichen ,Versorgungsstatut/Bestimmungen Gber die betriebliche Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung fir die Angestellten des Technischen Uberwa-

chungs-Vereins Bayern e.V.“ (Versorgungsstatut) heiflt es ua.:
»8 5 Grundsatz

1. Die betrieblichen Versorgungsbeziige werden so bemes-
sen, daf} sie unter der nachstehend geregelten Anrech-
nung sonstiger Versorgungsbeziige mit diesen zusam-
men mindestens den Betrag ergeben, den der Versor-
gungsberechtigte erhalten wirde, wenn er eine seiner
Laufbahn beim TUOV Bayern entsprechende Beamtenlauf-
bahn im bayerischen Staatsdienst mit den gleichen
Dienstbeziigen durchlaufen und hierbei die gleiche ruhe-
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gehaltsfahige Dienstzeit zurtickgelegt hétte, die er beim
TUV Bayern erreicht hat.

ANHANG

1.  § 5 Ziffer 1 des Versorgungsstatuts des TUV Bayern hat
die rechtliche Bedeutung einer Mindestgarantie, wonach
dem TUV-Versorgungsberechtigten Mindestversorgungs-
bezlige in der Héhe gewahrt werden mussen, die er zu
beanspruchen hétte, wenn er eine seiner Laufbahn beim
TUV Bayern entsprechende Beamtenlaufbahn im bayeri-
schen Staatsdienst bei gleicher ruhegehaltsfahiger
Dienstzeit zuriickgelegt hitte, wie er sie beim TUV Bay-
ern erreicht hat. ...*

Auf der Grundlage der gesetzlichen und tariflichen Altersteilzeitbestimmungen
schlossen die Parteien am 22. September 1999 einen Altersteilzeitvertrag fur die Zeit
bis zum Ende des Arbeitsverhéltnisses am 30. September 2001. In diesem Vertrag
heilt es:

»10 Altersversorgung

10.1 BezugsgréRe fur die betriebliche Altersversorgung ist das
ruhegehaltsfahige Arbeitsentgelt am Ende der Dienstzeit,
als ob Altersteilzeit nicht in Anspruch genommen worden
ware.

Fur die betriebliche Altersversorgung werden Zeiten des
Altersteilzeit-Arbeitsverhaltnisses zu 100 Prozent ange-
rechnet.”

Ab Vollendung seines 60. Lebensjahres am 1. Oktober 2001 erhalt der Kléger
von der BfA eine gesetzliche Altersrente nach Altersteilzeit sowie von der Beklagten
eine betriebliche Altersrente auf der Grundlage des Versorgungsstatuts. Fur jeden der
60 Monate der vorgezogenen Inanspruchnahme des Altersruhegehaltes kurzte die

Beklagte dabei das Ruhegehalt um 0,2 %, insgesamt also um 12 %.

Der Klager hat die Auffassung vertreten, die Beklagte dirfe wegen des vorge-
zogenen Rentenbezuges das Altersruhegehalt héchstens um 10,8 % kirzen. Diese
Kappungsgrenze glaubt der Klager § 14 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz BeamtVG entneh-

men zu kénnen.
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Er hat zuletzt beantragt,

1.  die Beklagte zu verurteilen, an ihn 4.513,74 Euro brutto
zuziglich 5 % Zinsen Uber dem Basiszinssatz aus dem
Betrag von 322,41 Euro zum jeweils Ersten des Monats
vom 1. Oktober 2001 jeweils bis zum 1. Dezember 2002
zu zahlen;

2.  die Beklagte zu verurteilen, an ihn 967,23 Euro zuziglich
5 % Zinsen tGber dem Basiszinssatz aus dem Betrag von
322,41 Euro zum jeweils Ersten des Monats vom
1. Januar 2003 bis 1. Marz 2003 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Zwar kénne der zwischen
den Parteien nicht ausdriicklich vereinbarte monatliche Abschlag iHv. 0,2 % § 14 iVm.
§ 85 BeamtVG enthommen werden. Jedoch sei die Anwendung der beamtenrechtlich

erwdhnten Kappungsgrenze iHv. 10,8 % sinnwidrig.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung des Klagers war
erfolgreich. Mit der Revision begehrt die Beklagte die Wiederherstellung des erstin-

stanzlichen Urteils.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist begrindet. Die Klage ist unbegriindet. Der Klager kann nicht
verlangen, dass der Abschlag wegen des vorgezogenen Bezuges seines Ruhegehal-
tes auf 10,8 % begrenzt wird. Die Vorschrift des § 14 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz
BeamtVG findet keine Anwendung.

I Nach § 5 Ziff. 1 Versorgungsstatut sind dem Klager betriebliche Versorgungs-
bezuge in der H6he zugesagt worden, wie er sie als Beamter im bayerischen Staats-
dienst mit gleichen Dienstbeztgen und gleicher ruhegehaltsfahiger Dienstzeit erworben
hatte. Die Versorgung der bayerischen Staatsbeamten wird durch das Beamtenversor-
gungsgesetz geregelt, das auch fir die Versorgung der Landesbeamten maf3geblich ist
(§ 1 Abs. 1 BeamtVG).

I. § 14 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG findet jedoch auf den vorgezogenen Bezug des
Altersruhegehaltes durch den Klager keine Anwendung.
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1. § 14 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz BeamtVG sieht eine Verminderung des Ruhe-

gehaltes um 3,6 % fUr jedes Jahr vor, um das der Beamte vor bestimmten Stichtagen
in den Ruhestand versetzt wird. Nach dem 2. Halbsatz der gleichen Vorschrift darf die
Minderung des Ruhegehaltes 10,8 % nicht Ubersteigen. Nach der Ubergangsbestim-
mung des § 85 Abs. 5 BeamtVG betragt bei einem Beamtenverhéltnis, das bereits am
31. Dezember 1991 bestanden hat und bei dem der Beamte wahrend des Jahres 2001

in den Ruhestand versetzt wird, die Minderung fur jedes Jahr héchstens 2,4 %.

2. Der vorgezogene Bezug von Altersruhegeld nach Altersteilzeit fallt nicht unter
§ 14 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG.

a) § 14 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz BeamtVG sieht eine Ruhegehaltsverminderung

in den folgenden drei Féllen vor:

- Der Beamte hat das 60. Lebensjahr vollendet, ist schwerbehindert und wird
vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, in den Ruhestand ver-
setzt (§ 14 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz Nr. 1 BeamtVG). Da Schwerbehinderte nach
Vollendung des 63. Lebensjahres ohne Abschladge vom Ruhegehalt auf Antrag in Pen-
sion gehen kénnen, sind in diesem Fall die Abschlage auf 3 x 3,6 %, also insgesamt
auf 10,8 % limitiert.

- Der Beamte wird nach Vollendung des 63. Lebensjahres auf seinen Antrag in
den Ruhestand versetzt (§ 14 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz Nr. 2 BeamtVG). In diesen
Fallen betragt der maximale Abschlag ohnehin nur (2 x 3,6 % =) 7,2 %.

- Der Beamte wird wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall
beruht, in den Ruhestand versetzt (§ 14 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz Nr. 3 BeamtVG). Hat
er das 63. Lebensjahr vollendet, braucht er in einem solchen Fall keine Abschlage hin-
zunehmen. Erfolgt die Versetzung in den Ruhestand aus diesem Grund vor dem
63. Lebensjahr, so sind wieder jahrliche Abschlége hinzunehmen, die nach § 14 Abs. 3
Satz 1 2. Halbsatz BeamtVG auf 10,8 % beschrénkt sind. Nur in diesem Fall greift die
mit Gesetz vom 19. Dezember 2000 eingeflugte und ab 1. Januar 2001 gultige Kap-
pungsgrenze. Andernfalls missten bei einer Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfahigkeit, die langer als drei Jahre vor der Vollendung des 63. Lebensjahres

liegt, weitere jahrliche Abschlédge hingenommen werden.
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Keiner dieser Félle liegt beim Klager vor. Da der Klager aus einem im Beamtenrecht
nicht vorgesehenen Grund Altersbezlge erhalt, kann er die Anwendung der Kap-

pungsgrenze des § 14 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz BeamtVG nicht beanspruchen.

b) Auch im Wege der ergdnzenden Vertragsauslegung kann der Klager nicht die
Anwendung von § 14 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz BeamtVG verlangen. Ihm ist zwar eine
der Héhe nach an der Versorgung eines bayerischen Beamten ausgerichtete betriebli-
che Altersversorgung zugesagt worden, jedoch hat der Fall des nach Altersteilzeit mit
Lebensalter 60 gem. § 237 Abs. 1 Nr. 3b SGB VI rentenberechtigten Klagers im baye-
rischen Beamtenrecht keine Entsprechung.

Nach § 44a iVm. § 26 Abs. 4 BRRG ist die Teilzeitbeschiftigung von Beamten
durch Gesetz zu regeln. FlUr bayerische Beamte eroffnet seit dem 1. August 1999
Art. 80d des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) die Mdglichkeit der Altersteilzeit.
Danach hatte der Klager fruhestens ab dem 1. Oktober 2000 mit Vollendung seines
59. Lebensjahres Altersteilzeit beantragen kénnen, die dann mindestens bis zur ,An-
tragsaltersgrenze” mit Vollendung des 63. Lebensjahres, also bis zum 1. Oktober 2004
gedauert hatte. Der Zeitpunkt fur den Ruhestandsbeginn ware jedoch unverandert
geblieben (Art. 80d Abs. 1 Satz 1 BayBG). Als bayerischer Beamter hatte der Klager
also nicht die Méglichkeit gehabt im Zusammenhang mit Altersteilzeit, ab dem
1. Oktober 2001 Ruhestandsbeziige zu erhalten.

. Klarstellend sei hinzugefiigt, dass aus den gleichen Grinden auch der von der
Beklagten vorgenommene Abschlag von insgesamt 12 % nicht unmittelbar aus § 14
Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz iVm. § 85 Abs. 5 BeamtVG hergeleitet werden kann. Es kann
dahinstehen, ob die Parteien einen monatlichen Abschlag von 0,2 % vereinbart haben.
Denn auch eine von der Beklagten einseitig aus dem Beamtenrecht Ubernommene
Kirzung um 0,2 % pro Monat widerspricht nicht den Grundséatzen des Betriebsrenten-

gesetzes.

1. Das Versorgungsstatut enthalt keine Berechnungsregel fir den Fall, dass bei
vorgezogenem Bezug der gesetzlichen Altersrente wegen § 6 BetrAVG auch die Be-
triebsrente zu einem friheren Zeitpunkt zu gewahren ist. Insbesondere enthalt das

Versorgungsstatut keine Bestimmung zu einem versicherungsmathematischen Ab-

schlag.
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2. Im Fall des vorgezogenen Bezuges von Altersruhegeld durch einen vorzeitig

ausgeschiedenen Arbeitnehmer hat der Senat entschieden, dass die mit der langeren
und sichereren Altersleistung verbundenen Nachteile fur den Arbeitgeber durch einen
versicherungsmathematischen Abschlag oder, wenn ein solcher in der Versorgungszu-
sage nicht vorgesehen ist, im Wege eines sogenannten ,unechten versicherungsma-
thematischen Abschlags® ausgeglichen werden kénnen (24. Juli 2001 - 3 AZR 567/00 -
BAGE 98, 212). Ist, wie hier der Klager, der Arbeitnehmer bis zum Beginn des vorge-
zogenen Altersruhegeldes betriebstreu, so missen die von der Versorgungsordnung
vorgesehenen Kurzungen fir das vorgezogene Ruhegeld billigem Ermessen entspre-
chen. Unterlasst der Arbeitgeber eine solche Ausgestaltung der Versorgungsordnung,
so kann er das betriebliche Ruhegeld nur ,nach dem Malistab des § 2 BetrAVG kir-
zen* (BAG 11. September 1980 - 3 AZR 185/80 - AP BetrAVG § 6 Nr. 3; 1. Juni 1978
-3 AZR 216/77 - BAGE 30, 333). Die von der Beklagten vorgenommene Kirzung ist
jedenfalls fir den Klager gunstiger. Vom 1. Marz 1970 (Beginn des Arbeitsverhaltnis-
ses) bis zum 30. September/1. Oktober 2006 (Vollendung des 65. Lebensjahres) hatte
der Klager eine Betriebszugehdrigkeit von 439 Monaten erreichen kénnen, infolge
Ausscheidens zum 1. Oktober 2001 verkurzte sich seine Betriebszugehérigkeit um funf
Jahre oder 60 Monate. Der sich hieraus ergebende Kirzungsfaktor von 379/439 hatte

einen Abzug von 13,67 %, also mehr als 12 %, ergeben.

Reinecke Kremhelmer Breinlinger

Roédder Heuser

JLaw — Gesetze und Urteile e Ava..ab.e on the
Kostenlos (mobile App) r Google'play App Store

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS

www.prinz.law

1ZINY0sa8 HYIN JJ B8 §§ YOrRU YUBQUI)B(T S[e PUIS SUN[UWILILSS[I2)I() JIP 1], YONY STDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	ANHANG

	„10 Altersversorgung


	Entscheidungsgründe



